
    

   

 

 
     

     

     

         

       
 

         
       

          
              

            
         

        

         
     

   

   

              
            

          

   

              
            

          

   

 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/16915
19. Wahlperiode 29.01.2020

Bericht
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

– Drucksachen 19/15622, 19/16402, 19/16578 Nr. 1.9, 19/16909 –

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des
Regionalisierungsgesetzes

Bericht der Abgeordneten Rüdiger Kruse, Thomas Jurk, Marcus Bühl,
Christoph Meyer, Victor Perli und Sven-Christian Kindler

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die Regionalisierungsmittel in den Jahren
2020 bis 2023 zu erhöhen und im Sinne der Planungssicherheit für die Länder zu dy-
namisieren. Durch die zusätzlich vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel sollen die
Länder die Möglichkeit erhalten, die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs
attraktiver zu gestalten und die Fahrgastzahlen zu erhöhen.

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf die öffentlichen Haushalte
stellen sich wie folgt dar:

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Haushaltsausgaben des Bundes

Für den Bund ergibt sich für die Jahre 2020 bis 2023 eine Haushaltsbelastung durch
Steuermindereinnahmen von insgesamt 1 224 543 874,80 Euro, für den Zeitraum 2020
bis 2031 in Höhe von 5 247 547 487,45 Euro.

Haushaltsausgaben der Länder

Für die Länder ergibt sich für die Jahre 2020 bis 2023 eine Haushaltsentlastung durch
Steuermehreinnahmen von insgesamt 1 224 543 874,80 Euro, für den Zeitraum 2020
bis 2031 in Höhe von 5 247 547 487,45 Euro.

Haushaltsausgaben der Kommunen

Keine.
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Erfüllungsaufwand

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Durch das Gesetz ergeben sich keine Informationspflichten für Bürgerinnen und Bür-
ger. Ein Erfüllungsaufwand ergibt sich daher insoweit nicht.

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch das Gesetz ergeben sich keine Informationspflichten und daher kein Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft.

Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Durch das Gesetz ergibt sich kein Erfüllungsaufwand für die Verwaltung.

Weitere Kosten

Keine.

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei
Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
für mit der Haushaltslage des Bundes vereinbar.

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben.

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Verkehr und digitale
Infrastruktur vorgelegten Beschlussempfehlung.

Berlin, den 29. Januar 2020

Der Haushaltsausschuss

Peter Boehringer

Vorsitzender

Rüdiger Kruse Thomas Jurk Marcus Bühl

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter

Christoph Meyer Victor Perli Sven-Christian Kindler

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter
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